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Victor, der gute Junge wird 9 Jahre alt.
Grund genug für die Eltern Emilie und
Charles, für das hochintelligente, fast
1,80 Meter grosse Kind eine gediegene
Geburtstagsfeier auszurichten. Mit fei-
nem Essen, gutem Wein, schönen Ge-
schenken. Eingeladen ist das befreun-
dete Ehepaar Thérèse und Antoine, de-
ren sechsjährige Tochter Esther und
der befreundete General Lonsegur – so
steigert man das Familienansehen.
Victor hat aber alles andere im Kopf,

als ein fröhlich-gesittetes Geburtstags-
fest mit den «Grossen» zu feiern. Zu-
nächst einmal treibt er die Hausange-
stellte zur Weissglut, führt dann seinen
Vater vor, enthüllt pikante Familienge-
heimnisse, macht die militärische Ob-
rigkeit lächerlich. Er treibt den Famili-
enfreund in den Wahnsinn und zerstört
die selbstgerechte Welt seiner Mutter.
Der grosse, liebenswerte Kleine ist auf
einmal gar nicht mehr so lieb, auch
wenn er den Erwachsenen noch auf
den Schoss sitzt. Jetzt hat man nur
noch Panik vor ihm, und dem, was er
als Nächstes sagt. Da helfen auch Ohr-
feigen oder Schreiorgien nichts mehr.
Victor demaskiert die ganze Verlogen-
heit der Gesellschaft, in der er lebt an
einem einzigen Abend. Zurück bleibt
ein Scherbenhaufen. So hat er es ge-
wollt.
«Kinder an die Macht» heisst es – also

nicht erst, seit Herbert Grönemeyer
diesen Song geschrieben hat. Schon im
Jahr 1928 hatte der Autor des Stückes,
Roger Vitrac diesen Gedanken, und lös-
te mit dem Stück bei dessen Urauffüh-
rung einen Theaterskandal aus. Ver-
ständlich, denn die Sticheleien von Vic-
tor über seine Eltern, über die bürgerli-

che Gesellschaft und insbesondere
über den Militarismus verfehlen noch
heute ihre Wirkungen nicht. Vielleicht
lachen wir heute befreiter darüber,
doch steckt auch uns unser Lachen hin
und wieder im Halse fest.

Rupps Liebe zum Bitter-bösen
Vitracs Stück zählt heute zu einem

der Vorläufer des absurden Theaters.
Und das ist in dieser Inszenierung von
Katharina Rupp sehr schön zu erken-

nen. Rupps Liebe zum schwarz-humo-
rigen, zum bitter-bösen Spiel blitzt un-
unterbrochen auf. Auch hat sie die
Handlung in ihrer Entstehungszeit be-
lassen, was für das Verständnis der vie-
len zeitgenössischen Seitenhiebe not-
wendig war.
Und ihr Schauspiel-Ensemble folgt

ihr herrlich: Da ist natürlich Tom Kra-
mer als Victor, der in seiner agilen Bos-
haftigkeit doch liebenswürdig bleibt,
oder Tatjana Sebben, in der Rolle der

unschuldig-hinterhältigen sechsjähri-
gen Esther. Den Vater von Victor,
Charles, spielt Jörg Seyer. Sein Ver-
zweiflungsausbruch gehört zum Höhe-
punkt des Stückes. Schön auf der Büh-
ne Margit Maria Bauer zu sehen, wie sie
als Victors Mutter zwischen Verständ-
nis für den hochbegabten Sohn und
Verzweiflung über die lieblose Ehe
chargiert, genauso wie ihr Kleid (Kostü-
me und Licht: Vazul Matusz). Und dann
natürlich Günter Baumann, als bereits

wahnsinnig gewordener Familien-
freund Antoine. Atina Tabé spielt mit
verzweifelnder Eleganz dessen Ehefrau
Thérèse und Vilmar Bieri zeigt in der
Rolle des heuchlerischen General Lon-
segur, wie sich das Militär selbst ad ab-
surdum führt. Zu guter Letzt setzt An-
ne Sauvageot als Lili, die Hausangestell-
te dem allem noch das I-Pünktchen auf.

Weitere Aufführungen bis 19.11. Premi-
ere in Biel: 21.9. www.tobs.ch

Das Drama mit dem begabten Kind
Theater Mit der schwarzen
Komödie «Victor oder die
Kinder an der Macht» eröffnet
das Tobs seine Schauspiel-
saison 2018/19. «Victor» ist
ein Spiel, das in die Knochen
fährt.

VON  FRÄNZI ZWAHLEN-SANER

Da war die Welt (fast) noch in Ordnung: Zum Geburtstag von Victor (Tom Kramer, ganz rechts) wird erst einmal angestossen.  JOEL SCHWEIZER

Die Solothurner Staatsanwaltschaft ist
überlastet und soll mehr Stellen be-
kommen. Wann und wie viele lässt der
Regierungsrat allerdings offen.
Oberstaatsanwalt Hansjürg Brodbeck

hatte die Begehrlichkeiten schon im
März angekündigt: Er braucht mehr
Leute. In der aktuellen Besetzung mit
21 Staatsanwälten und 24 Untersu-
chungsbeamten lasse sich die Ge-
schäftslast mit einer rekordhohen Zahl
von Fällen und insbesondere einer
überproportionalen Zunahme von
komplexen Verfahren nicht mehr be-
wältigen. Brodbeck nannte nicht nur,
aber insbesondere auch den Mehrauf-
wand für die Umsetzung der Ausschaf-
fungsinitiative als Grund für die Über-
lastung.
Die Reaktion liess nicht auf sich war-

ten. SVP-Präsident Christian Imark griff
zum Zweihänder: Nicht die neue Aus-
schaffungsgesetzgebung, sondern
«Führungsschwäche, mangelnde Ar-
beitsqualität und eine geradezu lächer-
liche Prioritätensetzung» seien an den
Problemen Schuld. Man fordere eine
umgehende Aufarbeitung und sofortige
Behebung der «chaotischen Zustände»
bei der Staatsanwaltschaft. Sie war zu-
vor wieder einmal in den Fokus der Öf-
fentlichkeit geraten, weil das Gericht
den Strafbefehl gegen einen ehemali-
gen SVP-Politiker wegen übler Nachre-
de gegen Juso-Präsidentin Tamara Funi-
ciello aufhob und ein geständiger Sexu-
alstraftäter wegen Verfahrensfehlern

freigesprochen werden musste. Sauer
stiess der SVP kurze Zeit später auch
auf, dass Oberstaatsanwalt Brodbeck
trotz Wohnsitzpflicht mit einer Ausnah-
mebewilligung wieder in seine Heimat
nach Burgdorf gezogen ist.

Globalbudget ohne Aufstockung
In einer so aufgeladenen Stimmung

und mit drohenden Defiziten in der
Staatsrechnung von 100 Millionen
Franken und mehr ist es kein beson-
ders günstiger Moment, um Personal-
aufstockungen zu verlangen. Es findet
sich denn auch keine in der Botschaft
zum Globalbudget 2019-2021 der Staats-
anwaltschaft, die der Regierungsrat am
Montag verabschiedet hat. Und dies,
obwohl ihn die Argumente dafür
grundsätzlich vollumfänglich zu über-
zeugen schienen.
Jedenfalls wird auf drei Seiten darge-

legt, weshalb die Staatsanwaltschaft
mit dem aktuellen Personalbestand ih-
rer Aufgabe tatsächlich nicht mehr
Herr werden kann: seit der letzten Auf-
stockung 2015 noch einmal signifikant
und in unvorhersehbarem Ausmass ge-
stiegene Anforderungen, mehr Straf-
verfahren und ein höherer Aufwand
pro Verfahren wegen komplexen Fäl-
len, neue Straftatbestände, eine gene-
relle Verschärfung der Strafzumessung
und eben auch nicht unwesentlich: die
Umsetzung der Ausschaffungsinitiative.
Im Vergleich zur Periode 2011 bis 2013
ergaben sich im Drejahresdurchschnitt
von 2015 bis 2017 zum Beispiel folgen-
de Zunahmen: Anklagen an die Gerich-

te (ohne Festhalten an Strafbefehlen)
plus 22 Prozent, Anklagen mit persönli-
cher Anklegevertretung durch die
Staatsanwaltschaft plus 90 Prozent,
vom Kanton ans Ausland gestellte
Rechtshilfebegehren plus 100 Prozent,
Anordnung von Zwangsmassnahmen
(ohne Haft, z.B. Entsiegelungen, Obser-
vationen, Telefonüberwachung) plus 31
Prozent, Einsetzung einer amtlichen
Verteidigung plus 42 Prozent.

Das dicke Ende kommt noch
Warum sich der Regierungsrat den-

noch darauf beschränken will, im neu-
en Globalbudget vom aktuellen Perso-
nalbestand Ende August auszugehen,
das heisst den befristeten Einsatz aus-
serordentlicher Staatsanwälte im Um-
fang von rund 300 Stellen fortzuset-
zen? Die Frage, in welchem Ausmass ei-
ne Stellenerhöhung wirklich nötig ist,
sei noch nicht geklärt. Das sei Gegen-
stand einer externen Analyse.
Der Regierungsrat stellt aber schon

heute in Aussicht, dass er dem Parla-
ment «mutmasslich» eine separate Vor-
lage mit einem Zusatzkredit zur Erhö-
hung des Stellenetats der Staatsanwalt-
schaft unterbreiten wird. Der Kantons-
rat soll also das Globalbudget im Wis-
sen darum genehmigen, dass es nicht
ausreichen wird, aber im Unwissen,
wann er wie viel nachschiessen muss.
Eine vage Vorstellung könnten einige
Planzahlen für 2019 im Vergleich zum
laufenden Jahr liefern: Geschäftsein-
gänge plus 17 Prozent, davon Vergehen
und Verbrechen (also schwerere Fälle)

plus 13 Prozent, pendente Geschäfte
Ende Jahr plus 33 Prozent, Überwei-
sung von Fällen an die Gerichte plus 22
Prozent.
Für die Ende Jahr auslaufende Perio-

de war ein Verpflichtungskredit von
15,5 Millionen genehmigt worden. Man
wird sie aber mit einem tieferen Saldo
von voraussichtlich 14,6 Millionen ab-
schliessen. Für die Globalbudgetperio-
de 2019-2021 legt der Regierungsratz ei-
nen Verpflichtungskredit von 17,2 Mil-
lionen vor. Hauptsächlich die Fortfüh-
rung der Entlastungsmassnahmen mit
ausserordentlichen Staatsanwälten
führt also zu einer Erhöhung des Bud-
getsaldos um 2,6 Millionen oder fast 18
Prozent.
Bei der Erarbeitung dieses neuen

Globalbudgets sei man davon ausgegan-
gen, dass sich die verfahrensrechtli-
chen Rahmenbedingungen in den
nächsten Jahren nicht mehr so verän-
dern, dass die Belastung weiter steigt,
schreibt der Regierungsrat. Um aller-
dings gleich im nächsten Satz darauf
hinzuweisen, dass es diesbezüglich «er-
hebliche Unsicherheiten» gebe. Wenn
die eidgenössischen Räte eine Revision
der Strafprozessordnung so beschlies-
sen, wie sie der Bundesrat in die Ver-
nehmlassung geschickt hat, werde dies
zu einer «erheblichen Mehrbelastung»
der Staatsanwaltschaften führen. Unbe-
kannt seien auch die Kostenfolgen, wel-
che das Projekt zur Schaffung überkan-
tonaler Kompetenzzentren für die Be-
kämpfung neuer Formen der Internet-
kriminalität haben wird.

Es braucht mehr Staatsanwälte
Stellenetat Der Regierungsrat legt sich für das Budget 2019 nicht auf den Bedarf fest

VON URS MOSER

DULLIKEN
Tödlicher Unfall beim
Bahnhof
Im Bereich des Bahnhofs Dulliken er-
eignete sich am Sonntagmorgen ein
tödlicher Bahnunfall. Um 7.55 Uhr, er-
fasste ein Zug auf der Strecke Zü-
rich–Olten einen 29-jährigen Mann,
der aus unbekannten Gründen auf
den Geleisen unterwegs war. Der
Mann wurde durch die Kollision töd-
lich verletzt. Erste Ermittlungsergeb-
nisse deuten darauf hin, dass es sich
nicht um einen Suizid, sondern um ei-
nen Unfall handeln dürfte. Die Bahn-
strecke war am Sonntag bis ca. 10 Uhr
gesperrt. (PKS)

WALDBRANDGEFAHR
Das Feuerverbot ist
aufgehoben
Gemäss der neusten Beurteilung
durch die entsprechenden Fachstel-
len ist die Waldbrandgefahr im Kanton
Solothurn auf Stufe 3 («erheblich»)ge-
sunken. Der Kommandant der Kan-
tonspolizei hat daher am Montag das
seit Ende Juli bestehende Feuerverbot
aufgehoben. Die Allgemeinverfügun-
gen vom 26. Juli, 30. Juli und 23. Au-
gust 2018 sind damit widerrufen. Die
Aufhebung erfolgt in Absprache mit
der Gebäudeversicherung, dem Amt
für Wald, Jagd und Fischerei sowie
dem kantonalen Führungsstab. Die
Bevölkerung wird aber gebeten, wei-
terhin Feuer nur mit der gebotenen
Vorsicht zu entfachen. Dazu gehört et-
wa, nie brennende Zigaretten wegzu-
werfen, fest eingerichtete Feuerstellen
zu verwenden und benutzte Grill-/Feu-
erstellen nur in zweifelsfrei gelösch-
tem Zustand zu verlassen. (PKS)
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